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Beklagten und Revisionsklägerin„

. y; .

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

\
hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts am 29° November 1961

unter Mitwirkung
.

".

des Senatspräsidenten B r a c k m a n n
als Vorsitzenden,

des Bundesrichters D e m i a n i

und des Bundesrichters S c h m i t t
. _ Ä „ ‘beschlossen:

‚ _
- lt.“

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialge—

richte Baden—Württemberg vom 18° April 1956 wird als unzulässig

verworfen° - l

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten des

Revisionsverfahrens zu erstatten°

9-2- ii- 2.9.51.

Die Beklagte verhängte durch Bescheid vom 22° April 1954 gegen

den Kläger, der mit seinem Unternehmen der Beklagten angehört‚

gemäß % 909 Nr° } der Reichsversicherungsordnung (EVO) eine

Ordnungsstrafe Von 50,— DM, weil er der Verpflichtung nach 5 750

EVO nicht nachgekommen sei, den Lohnnachweis für das Jahr 1955

einzureichen„ Den Widerspruch des Klägers hiergegen wies die

_ g „
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’

- - &Beklagte durch Bescheid vom 25° Mai 1954 als unbegründet

zurück°
. _

\ “

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) Stuttgart durch
Urteil vom 15° November—1954 den Widerspruchsbescheid auf—

gehoben und der Beklagten aufgegeben, einen neuen Bescheid

Zu erteilen, Das SG hat die Voraussetzungen für die Verhän—
gung einer Ordnungsstrafe als gegeben angesehen; es ist

jedoch der Auffassung, daß die Strafsumme von 50,- DM nicht
dem Verschulden des Klägers entspreche, dem nur eine Geld—

strafe von 20,— DM angemessen sei, hält sich aber nicht für
berechtigt, anstelle der Beklagten die Geldstrafe, deren

Höhe in das Erme$sen der Beklagten gestellt sei, selbst feste
zusetzen;

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung beim Landesso—

zialgericht (LSG) Baden—Württemberg eingelegt° Der Kläger
hat mit Schriftsatz vom 29. Juni 1955 erklärt, er bitte um
Erlaß der Strafe unter Berücksichtigung seiner Ausführungen°

Durch Urteil vom 18° April 1956 hat das LSG wie folgt ent—
schieden:

.
"Auf die Berufung der Beklagten und die Anschlußbe—
rufung des Klägers werden das Urteil des Sozialge—
richts Stuttgart Vom l5.ll‚l954 und der Strafbescheid
der Beklagten vom 22,4„1954 in der Fassung des Wider—
spruchsbescheids der Beklagten vom 25„5.1954 dahin
abgeändert, daß die gegen den Kläger verhängte Ord-
nungsstrafe von DM 50 auf 20,- herabgesetzt wird, Im
übrigen wird die Berufung und die Anschlußberufung
als unbegründet zurückgewiesen,"

‚
Zur Begründung hat das LSG ausgeführt: Der Wortlaut des

$ 909 EVO deute zwar darauf hin, daß es im Ermessen des

Versicherungsträgers liege, ob er eine Ordnungsstrafe aus—

sprechen wolle° Hierbei handele es sich nicht um ein Ver—

waltungsermessen im üblichen Sinne, sondern um ein richter-

liches Ermessen, das vom Gesetzgeber dem Versicherungsträ-

ger übertragen worden sei° Ähnlich wie eine polizeiliche

Strafverfügung vom Strafrichter in vollem Umfange auch

hinsichtlich der Höhe überprüft werden könne, sei dies auch
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bei einer derartigen Ordnuhgsstrafe der‚Fall„_Der Kläger

habe der Vorschrift des 5 750 Abs. 1 BVG fahrlässig zuwider—
gehandelt„ Da das Unternehmen des Klägers aber erst im Auf—
bau begriffen gewesen sei, es sich um die erste Beitragsn

veranlagung überhaupt gehandelt habe, und im übrigen eine
Bestrafung des Klägers wegen einer derartigen_0rdnungswid-

rigkeit früher noch nicht erfolgt sei, halte der Senat eine

Ordnungsstrafe von 20,- DM für
angemessen° '

Die Beklagte hat gegen
dieses Urteil, dessen Empfang sie

unter dem26° Mai 1956bestätigt hat, am25, Juni 1956ReVi—l
sion eingelegt und sie im Revisionssdhriftsatz und nach Ver»
längerung der Revisionsbegründungsfrist bis zum 27„ August V

l956 (@ 164 Abs° 1 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG5)

am 2° August 1956 begründet° Sie beantragt, unter Aufhebung

der Urteile des SG und des LSG die Klage abzuweisen, hilfs—

weise, unter Aufhebung des Urteils des LSG die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen°

Der Kläger hat im Revisionsverfahren keine Anträge gestellt.)

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen (5 162 Abs, 1 Nr° 1
SGG) und nicht über einen ursächlichen Zusammenhang im Sinne

von @ 162 Abs° 1 Nr„ 3 SGG entschieden° Infolgedessen hängt

die Statthaftigkeit der Revision davon ab, ob das Verfahren

des LSG an einem von der Revision gerügten wesentlichen Man—

gel leidet (@ 162 Abs, 1 Nr„ 2 SGG)° ‘ ‘

Die Revision rügt: Die auf die Berufung der Beklagten ergan—
gene Entscheidung des LSG, mit der die Geldstrafe auf 20,— DM

festgesetzt worden sei, habe die Beklagte schlechter gestellt

als das Urteil des SG, denn das SG habe in seinem Urteil ZWar

auch die Meinung vertreten, daß eine Geldstrafe von nur 20,—

DM angemessen sei, hierbei habe es sich jedoch nur um eine

Empfehlung gehandelt, die im Tenor des Urteils nicht zum Aus«

druck gekommen und für die Beklagte nicht bindend gewesen sei,

Zu einer solchen Schlechterstellung sei das LSG nieht berech—

tigt gewesen° Das LSG habe den Schriftsatz des Klägers vom '

„ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4
_

29. Juni 1955 zu Unrecht als Anschlußberufung aufgefaßt°

Diese Rüge ist nicht berechtigt. Der Kläger hat im Schrift—

„satz an das LSG vom 29. Juni 1955 erneut seine Auffassung

begründet, daß die Voraussetzungen für die Verhängung einer

Ordnungsstrafe nicht gegeben gewesen seien, und hat mit der

Bitte um "Erlaß" der Strafe unmißverständlich zumAusdruck
gebracht, daß er eine völlige Beseitigung des Sttafbeschei—

des anstrebt° Das LSG hat deshalb diesen Schriftsatz ohne

Rechtsirrtum als Anschlußberufung aufgefaät (wegen der Zu—
. lassigkeit der Anschlußberufung im sozialgerichtlichen Ver»

fahren vgl. BSG 2, 229 ff)
Weiterhin bringt die Revision vor: Die Beklagte habe mit

ihrer Berufung überhaupt keinen Erfolg erzielt. Es sei des—

halb unlogisch, daß das LSG im Tenor des angefochtenen UF?

teils die Berufung der Beklagten nur "im übrigen" zurückge—

Wiesen habe. Dieses Vorbringen ist jedoch unbeachtlich, da

es sich allenfalls auf eine Ungenauigkeit in.der Fassung

des Urteilstenors beziehen würde, die sachlich ohne Bedeu—

tung ist.

In erster Linie wendet sich die Revision jedoch dagegen,

daß das LSG den Strafbescheid der Beklagten auch hinsicht—‚

lich der Strafhöhe nachgeprüft und im angefochtenen Urteil

selbst die Strafe in der ihm angemessen erscheinenden Höhe

„festgesetzt hat.

Diese Ausführungen sind jedoch nicht geeignet, die Statthaf—

tigkeit der Revision zu begründen; denn sie beziehen sich

nicht auf das Verfahren des LSG, sondern auf die Auslegung

und Anwendung des materiellen_ Ordnungsstrafrechts ($ 909

RVG) durch das LSG ‘ ' '

Die Rügeder Revisionwendetsich nicht dagegen,daßdasLSG‘
, auf Grund der verfahrensrechtlichen Vorschriften des $ 54 SGG

die Zulässigkeit der gegen den Bescheid vom 22. April 1954

in der Ge3taltung durch den Widerspruchsbeséheid vom 25. Mäi

1954 erhobenen Anfechtungsklage bejaht hat. Die Rüge betrifft

1 . _ 5 5
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_ 4, _, i
‘vielmehr die Entscheidung des LSG über die Begründetheit der

Klage, die davon abhängt, ob der angefochtene Bescheid "rechts—

{widrig" ist° Das bestimmt sich aber nach materiellem Recht, so
daß insoweit auch 5 54 Abs„'2 Satz 2 SGG nicht allein dem Ver—

fahrensrecht zuzurechnen ist„ ' _
Das LSG hat offen gelassen, ob es sich bei dem Entschluß der

_
Beklagten, von den Befugnissen aus @ 9Ö9 RVO Gebrauch zu machen,

um eine Ausübung des Verwaltungsermessens handelt° Es ist der'

Auffassung, daß jedenfalls die Festsetzung der Höhe der Ord—

nungsstrafe der Rechtsanwendung durch den Richter vergleichbar

und deshalb in vollem Umfange durch das Gericht nachprüfbar sei„'

Ein Irrtum bei dieser Beurteilung des Wesens des Ordnungsstraf—

rechts würde nicht das Verfahren des LSG unrichtig machen, son—

dern die Anwendung des materiellen Rechts betreffen°

Da die Revision hiernach keinen Wesentlichen Mangel im Verfah—

ren des LSG schlüssig gerügt hat, ist sie nicht statthaft und

war als unzulässig zu verwerfen (@ 169 SGG)° \

Die Entscheidung über die Kosten ergeht in entsprechender Anwen-

dung von 5 193 SGG„
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